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Ideologie der Beschäftigung
Warum ein staatlicher Arbeitsdienst die falsche Antwort  

auf die Krise der Arbeitsgesellschaft ist

Michael Hirsch

1.
Die Reform des deutschen Sozialstaats ist mitt-
lerweile gut fünf Jahre alt. Am 1. Januar 2005 
ist die unter dem Namen Hartz IV bekannt 
gewordene neue Struktur des Sozialrechts in 
Kraft getreten. Die meisten Kommentatoren 
bemängeln einige Details (zum Beispiel mehr 
Rechtsunsicherheit und Behördenwillkür, vor 
allem aber mehr Armut insbesondere von Nied-
riglohnarbeitern und von Alleinerziehenden), 
befürworten insgesamt aber die grundsätz-
liche Richtung der Arbeitsmarkt- und Sozialre-
formen. Diese Sicht der Dinge propagiert: »Ein 
schlechter Job ist besser als gar keiner.«1

Dass die staatliche Erleichterung befristeter 
Beschäftigungsverhältnisse zusammen mit der 
Verkürzung der Bezugsdauer von Arbeitslosen-
geld, der erheblichen Absenkung der Zumut-
barkeitsregeln für von den Behörden angebo-
tene Jobs und die Einführung der 1-Euro-Jobs 
zwar auf dem Papier weniger Arbeitslosigkeit 
erzeugt, aber mehr (insbesondere Frauen- und 
Kinder-) Armut und immer mehr prekäre und 
schlechte Niedriglohnarbeit, liegt auf der Hand. 
Dass die journalistischen Kommentatoren sich 
über solche Effekte wundern und aufregen, ist 
eher erstaunlich. Denn Arbeit, Beschäftigung, 
Lohnarbeit überhaupt, ist das oberste Ziel der 
Reformen gewesen. 
Hinter der Maxime »Jede Arbeit ist besser als 
keine« steht eine Ideologie der Beschäftigung. 
Es handelt sich, und das ist ein sehr wich-
tiger Aspekt, um eine staatliche, nicht um eine 
wirtschaftliche Ideologie. Es geht nicht um die 
Schaffung von sozial wie volkswirtschaftlich 
sinnvollen Arbeiten; es geht darum, die Men-
schen irgendwie zu beschäftigen. Diese Idee 
der Arbeit als Beschäftigung ist die Verkörpe-
rung des Geistes der Unfreiheit und Unmün-
digkeit. Während von einem wohlverstandenen 

volkswirtschaftlichen Standpunkt aus das sin-
kende Volumen gesellschaftlich notwendiger 
Arbeit (mit einer jährlichen Steigerung der 
Arbeitsproduktivität um 0,6%) in Wirklichkeit 
eine Herausforderung an eine neue Form der 
Verteilung gesellschaftlicher Arbeit und gesell-
schaftlichen Reichtums darstellt, definiert die 
herrschende Lehre dieses Phänomen als ein 
Problem der Beschäftigung. Die zentrale Frage, 
die sich hier für die Staatsbürger und die Intel-
lektuellen stellt, ist die Frage nach der geistigen 
und politischen Definition des Problems. Hier 
liegt das Zentrum der Debatte.
Ich gehe von der These aus, dass die herr-
schende Definition des Problems falsch ist und 
daher notwendigerweise verkehrte Strategien 
der Lösung des Problems hervorbringt. Solan-
ge wir das Problem nicht als das eines poten-
tiell fortschrittlichen abnehmenden Volumens 
gesellschaftlich notweniger Arbeit, sondern 
als eines der Beschäftigung definieren (also 
als eines der Schaffung und Ermöglichung von 
möglichst viel eigentlich überflüssiger Arbeit), 
müssen wir notwendigerweise sowohl frei-
heitsfeindliche als auch volkswirtschaftlich, 
sozial und ökologisch ruinöse Folgen in Kauf 
nehmen. 
Offensichtlich fühlt sich die bürgerliche Ar-
beitsgesellschaft durch das Phänomen struk-
tureller Massenarbeitslosigkeit in ihren Grund-
festen bedroht. Es handelt sich beim Problem 
der Arbeitslosigkeit aber nicht um ein wirt-
schaftliches Problem. Es handelt sich primär 
um ein Problem der symbolischen Ordnung der 
Gesellschaft. Mein Platz in der Gesellschaft, die 
Rechtfertigung meiner Existenz sind bedroht, 
wenn ich keine »Arbeit« mehr habe. Bisher un-
ternimmt die Gesellschaft alles, um diese exist
enzielle Bedrohung der symbolischen Ordnung 
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zu verdrängen. Die Einführung eines staat-
lichen Arbeitsdienstes in allen großen west-
lichen Staaten ist die logische Konsequenz die-
ser Ordnung. Wer keinen »Arbeits-Platz« mehr 
hat, muss sich seinen anerkannten sozialen 
Platz durch eine ihm vom Staat zugewiesene 
sogenannte gemeinnützige Arbeit »verdienen«. 
Die Logik der 1-Euro-Jobs ist die Logik der Be-
schäftigungstherapie: der Entmündigung und 
staatlichen Erziehung der Einzelnen. Wer sein 
Leben nicht selbst nach dem Normalitätsmo-
dell der Arbeitsgesellschaft führen kann, dem 
nimmt der Staat die Verantwortung ab und teilt 
ihm irgendeine Diensttätigkeit zu. Das betrifft 
sowohl die »Klienten« der staatlichen Sozial-
bürokratie wie die in dieser arbeitenden Men-
schen selbst. Alle haben unter den gegebenen 
Umständen ein Interesse an allen möglichen 
Beschäftigungen von zweifelhafter volkswirt-
schaftlicher und sozialer Nützlichkeit. Arbeit 
wird heute wieder zum Dienst; ein Modell des 
Arbeitens nicht im Rahmen einer wirtschaft-
lichen Rationalität, sondern im Rahmen einer 
letztlich feudal gedachten Abhängigkeits- und 
Herrschaftsbeziehung. Das Motto dieser Praxis 
ist: Egal, was ich tue, Hauptsache, ich bin »be-
schäftigt«.
Sobald die angenommene Norm der Vollbe-
schäftigung illusorisch geworden ist, gibt es im 
Rahmen der herrschenden Definition der Lage 
nur noch zwei Möglichkeiten: Die Überflüssi-
gen werden entweder in gering qualifizierten 
Niedriglohnjobs ausgebeutet, oder der Staat 
beschäftigt sie in einem speziell eingerichte-
ten Arbeitsdienst. Der Staat, der so in Arbeit 
zwingt, verteilt letztlich vor allem Existenz-
rechtfertigungen. Die eigentlich anstehende 
historische Frage der Gesellschaft: Wie sollen 
wir in einer immer produktiver werdenden 
Wirtschaft die Prioritäten der Produktion und 
die Verteilung von Arbeit und Einkommen re-
geln, wird zugunsten einer konservativen Ori-
entierung an einem vergangenen Modell der 
»sicheren« Beschäftigung verweigert. In diesem 
Modell hat der Sozialstaat nicht mehr so sehr 
die Funktion, soziale Sicherheit zu garantieren, 
sondern immer mehr diejenige, die soziale Re-
alität zu verschleiern. Die Logik staatlicher Ar-

beitsbeschaffung und staatlicher Arbeitsdienste 
ist der gemeinsame Nenner von Faschismus, 
Staatssozialismus und Neoliberalismus. Der 
Slogan »Sozial ist, was Arbeit schafft«, ver-
schleiert nicht nur den realen volkswirtschaft-
lichen Bedarf für Erwerbsarbeit, sondern auch 
die realen menschlichen und wirtschaftlichen 
Kosten jeder sozialstaatlichen Ideologie der Be-
schäftigung – ganz gleich ob es sich um 1-Eu-
ro-Jobs, einen Reichsarbeitsdienst, forcierten 
staatlichen Autobahnbau oder verschiedene 
Aufrüstungsmaßnahmen des militärisch-tech-
nologischen Komplexes handelt. Wer postu-
liert, dass sozial ist, was Arbeit schafft, der 
liebt jeden Arbeitsplatz, den Arbeitsplatz in der 
staatlichen Sozialbürokratie ebenso wie den in 
der Rüstungsindustrie. 

2. 
Wenn wir diesem Wahnsinn der staatlichen Bi-
lanzfälschung widerstehen wollen, müssen wir 
das Problem der Arbeit und der Arbeitslosigkeit 
ganz anders definieren. Es fehlt heute durchaus 
nicht an »Arbeit«, sondern nur an »Erwerbsar-
beit«. Es fehlt also in Wirklichkeit an etwas, 
das in einer freiheitlichen Perspektive ohne-
hin überwunden werden sollte: die Arbeit als 
Ware; Arbeit als reine Beschäftigung aus dem 
Erwerbs- und Tauschmotiv heraus. Der aktivie-
rende Sozialstaat der Gegenwart ist in dieser 
Hinsicht vor allem ein Instrument der Verleug-
nung und Verkennung der Realität. Er wird des-
wegen notwendigerweise von einer die Bürger 
beschützenden zu einer sie bestrafenden Insti-
tution. Das Regime von Hartz IV markiert den 
schleichenden Übergang zu einem strafenden 
Sozialstaat der Kontrolle, Überwachung und 
Entmündigung. Der neue Sozialstaat propagiert 
nicht nur eine Ideologie der Beschäftigung. Er 
installiert einen staatlichen Arbeitszwang. 
Gegen dieses neue Regime der Entmündigung 
und des Arbeitszwangs richtet sich seit ge-
raumer Zeit die Idee eines bedingungslosen 
Grundeinkommens. Die Bedingungslosigkeit 
eines solchen sozialen Grundeinkommens für 
alle markiert den deutlichsten Widerspruch zum 
aktuellen Sozialstaatsregime. Die Idee eines be-
dingungslosen Grundeinkommens artikuliert, 
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in Form eines ganz konkreten Widerspruchs 
zu den nicht nur wirtschaftlich irrsinnigen, 
sondern auch entwürdigenden Praktiken des 
aktivierenden Sozialstaats, die zeitgenössische 
Form der sozialstaatlichen Entsprechung zum 
Prinzip der Menschenwürde. Sie artikuliert ei-
nen kulturellen Widerspruch zur Glorifizierung 
der Erwerbsarbeit – eine Glorifizierung, die 
heute nicht nur zur wirtschaftlichen, sondern 
auch zur beispiellosen kulturellen Verarmung 
großer Teile der Bevölkerung führt. Denn die 
sowohl politische wie kulturelle Hegemonie der 
Erwerbsarbeit hat eine fortschreitende Entwer-
tung aller anderen Arten von Arbeit zur Fol-
ge: eine fortschreitende Entwertung sozialer, 
betreuender, erzieherischer und kultureller 
Tätigkeiten, die nicht um des Erwerbs willen, 
sondern aus freiem Entschluss und aus Einsicht 
in soziale Notwendigkeiten verrichtet werden. 
Erwerbsarbeit hat sich von einem Instrument 
der sozialen Integration in ein Instrument der 
sozialen Desintegration verwandelt. Die fort-
schreitende Spaltung der Arbeitnehmer in noch 
relativ privilegierte Kernbelegschaften und so-
zial deklassierte Zeitarbeiter und Niedriglohn-
jobber beschreibt den Weg der Entsolidarisie-
rung der Gesellschaft. Das Festhalten an der 
sich immer mehr auflösenden »Normalität« der 
sogenannten »festen Stelle« treibt immer mehr 
Menschen an den Rand der Gesellschaft, ge-
nauer: in die Unterordnung sei es unter ent-
würdigende kapitalistische Ausbeutungsver-
hältnisse, sei es unter entmündigende staat-
liche »Beschäftigungen« und Arbeitsdienste. 
Der Unterschied zwischen beiden Formen der 
Herrschaft verschwimmt dabei immer mehr. 
Damit aber nähern wir uns einer letztlich feu-
dalistischen Vorstellung von Arbeit an: ein 
reines Verhältnis der Unterordnung und Un-
freiheit zum Zweck der Sicherung der eigenen 
Existenz. Arbeit wird heute wieder wie im Mit-
telalter zu einem Dienst: zu einem Verhältnis 
der reinen Ableistung von Zeit.2

Die von den westlichen Regierungen forcierten 
Möglichkeiten der Leih- und Zeitarbeit schaf-
fen einer Studie der Bertelsmann-Stiftung zu-
folge gerade nicht, wie erhofft, eine Brücke in 
reguläre Arbeit, sondern führen zur nunmehr 

durch staatliche Gesetze erleichterten, regu-
lären Verfestigungen der Zeitarbeit zu einem 
eigenständigen und dauerhaften Segment auf 
dem Arbeitsmarkt.3 Dies erzeugt, wie gesagt, 
nicht nur eine soziale Spaltung der Arbeiter-
schaft. Es führt auch dazu, dass die »regulär« 
Beschäftigten immer mehr unter Druck gera-
ten, was ihre Arbeitsbedingungen betrifft. Mit 
anderen Worten, die Einzelnen gewöhnen sich 
unter den heutigen Bedingungen immer mehr 
an irreguläre Arbeits- und Lebensbedingungen: 
an permanente Überstunden, nicht existenzsi-
chernde Arbeiten, insgesamt an die Absenkung 
der eigenen Ansprüche an die Qualität der 
Arbeit. Die eigentliche Katastrophe liegt hier 
nicht nur in der materiellen Verarmung und in 
wachsenden physischen und psychischen Be-
lastungen; sie liegt auch in einer wachsenden 
kulturellen Verarmung.

3. 
Die kulturelle Verarmung der Gesellschaft ist 
das Ergebnis des staatlich propagierten Ar-
beitszwangs – das Ergebnis einer einseitigen 
politischen und kulturellen Option für die For-
cierung von Erwerbsarbeit. Sie betrifft nicht 
nur die sogenannten Unterschichten, von de-
nen heute so viel die Rede ist: Jugendliche 
und Erwachsene, die auf die Aussicht und die 
Erfahrung, nicht »gebraucht« zu werden von 
dieser Arbeitsgesellschaft, mit einer beängsti-
genden sozio-kulturellen Regression und allen 
möglichen Formen der Analphabetisierung re-
agieren. Sie betrifft auch die Mittelschichten, 
wo jetzt nicht mehr nur die Männer, sondern 
auch die Frauen steigenden Arbeitszeit- und 
Leistungserfordernissen unterworfen werden. 
Die in der gegenwärtigen Gesellschaft grassie-
rende Zeitarmut produziert unerbittlich eine 
kulturelle Verarmung der Menschen: eine im-
mer stärkere Vereinseitigung von Fähigkeiten. 
Der Zwang zur Erwerbsarbeit nimmt den Men-
schen die Zeit für die Entwicklung und Aus-
übung anderer, sozial und kulturell wichtiger 
Fähigkeiten. Es ist heute nicht so sehr der Ka-
pitalismus selbst, als der Staat, der Organisator 
der politischen Ökonomie, der die Zerstörung 
sozialer und kultureller Kompetenzen voran-
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treibt: die Reduktion des Menschen auf ein ar-
beitendes und konsumierendes Wesen.
Dem gilt es ein ganz anderes Lebensmodell ent-
gegenzusetzen; ein Lebens- und Gesellschafts-
modell, das die Idee der Lohnarbeit, die Idee 
der Arbeit als Ware und Beschäftigung verab-
schiedet. Wir benötigen ein Gesellschaftsmo-
dell, das nicht mehr auf unfreier und erzwun-
gener Arbeit beruht, sondern auf sinnvoller 
Arbeit und freier Tätigkeit. Die Idee der Arbeit 
als Ware, als einer Tätigkeit, die nur um des Er-
werbs willen ausgeübt wird (anstatt aus freiem 
Entschluss und aus Einsicht in soziale Notwen-
digkeiten), muss von uns geistig überwunden 
werden. Politisch entsprechen dem einstweilen 
drei Forderungen: die Abschaffung des auto-
ritären Überwachungs-Sozialstaats und des 
Zwangs zur Arbeit; die Ersetzung dieses akti-
vierenden Sozialstaats durch ein bedingungs-
loses Grundeinkommen; schließlich die ge-
samtgesellschaftliche Vereinbarung erheblich 
reduzierter Arbeitszeiten. Diese drei Schritte 
lösen durchaus nicht das Problem der Arbeit 
in der modernen Gesellschaft. Sie markieren 
eher einen ersten politischen Schritt in die rich-
tige Richtung. Wie die wirtschaftliche Arbeit 
in einem freiheitlichen System von Beteiligten 
selbst vernünftig eingerichtet werden kann, das 
ist eine Frage, die sinnvollerweise nicht mehr 
durch zentralstaatliche Rechtsetzung geregelt 
werden kann. Eine sinnvolle und sozial ge-
rechte Organisation der Arbeit ist etwas, das in 
bemerkenswerter Übereinstimmung verschie-
denster geistiger und politischer Strömungen 
als freie Assoziation der Produzenten genannt 
wird. Aber auch dies ist eben zunächst nur eine 
eher unbestimmte Idee. An ihrer Konkretisie-
rung zu arbeiten, wird die Aufgabe der Zukunft 
sein. 

1 Süddeutsche Zeitung, 16.12.2009, S. 17.
2 Vgl. schon Jean Baudrillard: Der symbolische 
Tausch und der Tod (1976), Berlin 2005, S. 33.
3 Vgl. Süddeutsche Zeitung, 28.4.2010, S. 1. 
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